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▶▶ Arbeitsrecht
Darf der Arbeitgeber das Gendern vorschreiben?

|  FR  A G E :  „Ich bin Chefarzt einer Klinik (Orthopädie und Unfallchirurgie) und 
in einem Krankenhaus eines deutschlandweit agierenden Krankenhausträgers 
angestellt. Kann mich mein Arbeitgeber zur Verwendung einer gendergerech­
ten Sprache (im internen Schriftverkehr, bei Veröffentlichungen etc.) verpflich­
ten? Und welche Folgen drohen mir bei Nichtbeachtung?“  |

A NT  WORT   :   Kraft seines Direktionsrechts nach § 106 Gewerbeordnung 
(GewO) ist Ihr Arbeitgeber – nach Ansicht des Verfassers oder nach diesseiti­
ger Rechtsauffassung – dazu befugt, Sie als Arbeitnehmer per Verhaltens­
anweisung zu einer gendergerechten Sprache zu verpflichten. Diese  
Anweisung bezieht sich nicht nur auf die interne Betriebspraxis, sondern 
auch auf den Außenauftritt des Arbeitgebers (Veröffentlichung). Als Chefarzt 
repräsentieren Sie Ihren Arbeitgeber u. a. im Rahmen von Veröffentlichungen 
und tragen dadurch zu seinem Image in der Außendarstellung bei. Die Nicht­
befolgung einer insoweit wirksamen Weisung kann einen verhaltensbedingten 
Pflichtverstoß des Arbeitnehmers darstellen. Diesem könnte mit einer 
Abmahnung bzw. mit einer Kündigung begegnet werden. Insoweit dürfte die 
Fallgruppe der sog. „Arbeitsverweigerung“ einschlägig sein.
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▶▶ Gastroenterologie
Unterspritzung eines Kolonpolypen – wie abrechnen?

|  FR  A G E :  „Welche Ziffern würden Sie für die Unterspritzung eines Kolon­
polypen mit Adrenalin und eine anschließende Abtragung ansetzen?“

A NT  WORT   :  In diesem Fall ist neben der Leistung für die Koloskopie  
(z. B. Nr. 687 GOÄ) nur Nr. 695 GOÄ ansatzfähig. Der Ansatz einer zusätzlichen 
Leistungsposition für die Unterspritzung ist nicht empfehlenswert, da die 
Leistungslegende der Nr. 695 auf den Komplex „Entfernung“ abstellt. Darin 
sind  im Prinzip alle hierfür notwendigen Teilschritte enthalten – also auch in 
Einzelfällen die Unterspritzung. Ggf. könnte der für die zusätzliche Unter­
spritzung erforderliche erhöhte Zeitaufwand als Begründungskriterium für 
einen erhöhten Steigerungssatz angeführt werden.
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MERKE  |  Die Berücksichtigung sozialer Umgangsformen sowie gesellschaftlicher Entwicklungen im Außenauf­
tritt kann – nach Ansicht des Verfassers – zur Wahrung des Ansehens des Arbeitgebers und dessen Außendarstel­
lung zur arbeitsvertragsgemäßen Erfüllung geboten sein. Eine bestimmte Außendarstellung kann insoweit auch 
ohne besondere vertragliche Vereinbarung zu den Nebenpflichten des Arbeitnehmers gehören. Ähnliches gilt z. B. 
für Bekleidungsvorschriften: So dürfen z. B. kirchliche Krankenhäuser ein Kopftuchverbot für muslimische 
Beschäftigte aussprechen (Bundesarbeitsgericht [BAG], Urteil vom 24.09.2014, Az. 5 AZR 611/12, Abruf-Nr. 143055; 
Beitrag im CB 11/2014, Seite 4). Eine Interessenabwägung unter Berücksichtigung der widerstreitenden Grund­
rechtspositionen der Vertragsparteien und Besonderheiten des Einzelfalls ist geboten. 
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